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Mehrwertsteuer-
Erhöhung – 
Auswirkung auf die 
Preisanschrift  
 
Am 1. Januar 2011 tritt 
die Mehrwertsteuer-Erhö-
hung in Kraft. Gemäss der 
Preisbekanntgabe-Verord-
nung muss der tatsächlich 
zu bezahlende Preis von 
Waren und Dienstleistun-
gen für die Konsumenten 
klar ersichtlich sein. Was 
müssen Anbieter dabei 
beachten? 

Gemäss der Verordnung 
haben die Anbieter drei 
Monate Zeit, die Preisan-
schrift anzupassen. Im 
Sinne der Transparenz und 
der Preisklarheit sind die 
Konsumenten während 
dieser Frist mit einem gut 
sichtbaren Hinweis darü-
ber zu informieren, dass 
im angegeben Preis die 
Steuersatzänderung noch 
nicht berücksichtigt ist.3 

Falls für 2011 bereits pu-
blizierte Preiskataloge 
noch die alten MwSt-Sätze 
enthalten, sind die Konsu-
menten auf sichtbare 
Weise mittels Aufkleber 
oder Prospektbeilage da-
rüber zu informieren, dass 
die in den Preisen ent-
haltene MwSt nicht mehr 
aktuell ist.33Die 
Kontrollen über die 
korrekte Preisanschrift am 
Verkaufsort und in der 
Werbung sind den 
kantonalen Gewerbepoli-
zeistellen übertragen. Dort 
können auch Auskünfte 

eingeholt werden. Die kan-
tonalen Vollzugsstellen 
können bei Widerhandlun-
gen Verzeigungen vorneh-
men. Die Preisbekanntga-
be-Verordnung lässt Bus-
sen bis zur Höhe von Fr. 
20'000 zu. (Quelle: Seco)  
 

 
 
 
Ab wann müssen 
Zinsen auf 
Überstunden- oder 
Überzeitguthaben 
bezahlt werden? 
 
Ist im Arbeitsvertrag ein 
Zeitpunkt für die Lohnzah-
lung bestimmt, z.B. «Der 
Lohn wird am Ende des 
Monats bezahlt», so muss 
ab diesem Zeitpunkt für 
Überstunden oder Überzeit 
Verzugszins für nicht 
bezahlte Guthaben ent-
richtet werden.3Mit der 
Beendigung des Arbeits-
verhältnisses werden alle 
Forderungen daraus fällig. 
Das bedeutet, dass bei 
Kündigung bzw. Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses 
sofort Verzug eintritt, 
sofern die fälligen 
Ansprüche nicht gleich 
erfüllt werden. Mit dem 
Eintritt des Verzuges 
müssen Verzugszinsen 
bezahlt werden. ���� 

 
 
Betreibungs-
auskunft nur mit 
Interessens-
nachweis 
 
Betreibungsauskünfte kön-
nen von jedermann über 
jede andere Person einge-
holt werden, sofern ein 
glaubhafter Interessen-
nachweis vorgelegt wer-
den kann. Ein Interessen-
nachweis kann eine Be-
stellung, ein Kreditgesuch, 
Vertrag, Lieferschein usw. 
sein, woraus ersichtlich 
ist, dass zwischen den 
Personen bzw. Parteien 
eine Geschäftsbeziehung 
besteht. 

Eine einseitige Parteibe-
hauptung, Anfragen auf 
Grund eines Telefonge-
sprächs, Ausdrucke von 
Bildschirmen oder elektro-
nische Nachrichten reichen 
für das Einholen der Be-
treibungsauskunft jedoch 
nicht aus. Die Auskunft 
umfasst gewöhnlich das 
laufende Jahr und die zwei 
vergangenen Jahre und 
kostet 17 Franken. 

www.betreibungsschalter. 
ch der Bundesverwaltung 
gibt detailliert Auskunft. ���� 
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Zuwendungen an 
politische Parteien 
sind ab 2011 
steuerlich 
abzugsfähig 
 
Der Bundesrat hat das 
Bundesgesetz über die 
steuerliche Abzugsfähig-
keit von Zuwendungen an 
politische Parteien auf den 
1. Januar 2011 in Kraft 
gesetzt. 

Natürliche Personen kön-
nen ab dem Steuerjahr 
2011 bei der direkten Bun-
dessteuer bis zu 10'000 
Franken vom steuerbaren 
Einkommen abziehen. Die 
Kantone können die Ober-
grenze des Abzugs für ihre 
Steuern selber festlegen. 
Sie haben nach dem In-
krafttreten des Gesetzes 
zwei Jahre Zeit, um die 
kantonalen Bestimmungen 
anzupassen. (Quelle: Eidg. 
Finanzdepartement) ���� 
 
 
 

 
 

Ab wann sind Ge-
schenke steuerbar? 
 
Bis Fr. 5'000 pro Jahr sind 
sogenannte Gelegenheits-
geschenke nicht zu ver-
steuern. Für ein «Götti-
kind» sind zudem einmalig 
Fr. 15'000 steuerfrei, was 
also bedeutet, dass man 
während zehn Jahren als 
Götti Fr. 60'000 steuer-
neutral schenken darf 
(einmal Fr. 15'000 plus 
neunmal Fr. 5'000). ���� 
 

 
 
Privatanteile aus 
mehrwert-
steuerlicher Sicht 
 
Seit Ende November liegt 
die definitive MwSt-Info 
über Privatanteile vor. 
Diese bringt eine ganze 
Reihe Erleichterungen. 
Nachfolgend ein Überblick 
über die wichtigsten Ände-
rungen: 

1. Vom Unternehmen 
angestellte Aktionäre, 
Verwaltungs- und Stif-
tungsräte werden neu im 
Bereich der Privatanteile 
gleich behandelt wie die 
«normalen» Mitarbeiten-
den. Für Einzel- und Per-
sonenunternehmen gelten 
spezielle Regelungen. 

2. Das Gratis-General-
abonnement für den 
Arbeitsweg des Mitarbei-
tenden bringt dem Arbeit-
geber neu keine Mehrwert-
steuer-Belastung. Dies gilt 
auch für die private Nut-
zung dieses GAs. 

3. Das Gratis-Geschäfts-
fahrzeug nur für den 
Arbeitsweg führt neu 
auch nicht mehr zu einer 
MwSt-Belastung des Ar-
beitgebers.  

Wird das Geschäfts-
Fahrzeug von den 

Mitarbeitenden über den 
Arbeitsweg hinaus für 
private Zwecke genutzt, 
kann weiterhin die Pau-
schale von 0.8% des An-
schaffungswertes (exkl. 
MwSt) als Monatspau-
schale (inkl. MwSt) abge-
rechnet werden. Die Publi-
kation informiert nicht 
darüber, was bei über-
wiegend privater Nutzung 
des Geschäftsfahrzeuges 
durch das Personal gilt. 
Deshalb darf angenommen 
werden, dass auch da die 
Pauschale von 0.8% 
anwendbar ist. 

Bei Inhabern von Perso-
nenunternehmen dagegen 
sind bei überwiegend pri-
vater Nutzung des Ge-
schäftsfahrzeuges die Vor-
steuern der Fahrzeug-
kosten im Verhältnis der 
Privatnutzung zu korrigie-
ren. Bei Werkstattwagen 
und Transportern muss 
die Gratis-Privatnutzung 
weiterhin nicht abgerech-
net werden. 

4. Die Gratis-Verpfle-
gung des eigenen Per-
sonals unterliegt der Mehr-
wertsteuer zu den Sätzen 
der direkten Steuern. Die-
ser Betrag versteht sich 
inkl. Mehrwertsteuer. 

5. Die Gratis-Unterkunft 
des eigenen Personals 
führt zu einer Vorsteuer-
korrektur und gilt als aus-
genommene Wohnungs-
vermietung. 

6. Gehaltsnebenleistun-
gen die nicht im Lohn-
ausweis deklariert werden, 
sind auch künftig bei der 
Mehrwertsteuer nicht zu 
berücksichtigen. Das be-
trifft: Halbtax, Reka-
Checks, Geschenke bis Fr. 
500, private Nutzung von 
Geschäfts-Telefon und -
Computer, Mitgliederbei-
träge bis Fr. 1'000, Ver-



bandsbeiträge unbe-
schränkt, branchenübliche 
Warenrabatte, Veranstal-
tungskarten bis Fr. 500, 
Reisekosten für Ehepart-
ner, Beiträge an Kinder-
krippen, Gratisparkplatz 
am Arbeitsort und die 
Privatnutzung geschäft-
licher Flugmeilen. 

7. Lebensmittelverkäufe 
aus Automaten unterlie-
gen dem reduzierten 
Steuersatz von 2.5%. Das 
gilt auch für die in einer 
Kantine oder einem Re-
staurant stehenden Ver-
pflegungsautomaten. Die 
Steuerbelastung des 
Automatenstandplatzes 
entfällt. Die vergünstigte 
oder die Gratisabgabe 
von Nahrungsmitteln 
aus Automaten führt nicht 
zu einer Deklaration im 
Lohnausweis und gilt da-
rum als unentgeltlich. Der 
Vorsteuerabzug ist im 
Rahmen der unternehme-
rischen Tätigkeit möglich. 

8. Die verbilligte Abgabe 
von Verpflegung in der 
eigenen Kantine führt 
neu weder zu einer Um-
satzaufrechnung noch zu 
einer Vorsteuerkorrektur.  
 

 

 
 

Unterschiede 
zwischen 
Spesenvergütungen 
und Berufsauslagen 
 
Bei den Spesenvergü-
tungen und den Berufs-
auslagen ergibt sich eine 
erste steuerrechtliche Un-

terscheidung aus der Art 
der Erwerbstätigkeit.  

Selbständige Erwerbs-
tätigkeit: die anfallenden 
Kosten sind abzugsfähig, 
sofern sie geschäftsmässig 
begründet sind. Naturge-
mäss besteht hier ein 
grosser Ermessensbereich. 
Grundsätzlich können nur 
die effektiven und nach-
weisbaren Auslagen abge-
zogen werden; d.h. es gibt 
im Gegensatz zu den Un-
selbständigerwerbenden 
keine Berufspauschale für 
Selbständigerwerbende. 
Indessen kann eine 
sogenannte «Schätzung 
von Kleinauslagen» vorge-
nommen werden. Das 
heisst, dass der Steuer-
pflichtige anstelle der mi-
nuziösen Auflistung von 
Kleinauslagen diese auf-
grund von Durchschnitts-
werten schätzen und eine 
entsprechende Aufstellung 
zu Handen des Steueramts 
abgeben kann. Wenn diese 
im Verhältnis zu den Ein-
nahmen glaubwürdig er-
scheint, wird sie durch das 
Steueramt akzeptiert. Das 
Steueramt kann aber eine 
solche Schätzung nicht 
anerkennen und redu-
zieren oder den Nachweis 
entsprechender Auslagen 
verlangen. 

Unselbständige 
Erwerbstätigkeit: Die 
Kosten ausserhalb der Ar-
beitszeit gelten grundsätz-
lich als Berufsauslagen, 
die während der Arbeits-
zeit anfallenden Kosten 
sind Spesen. 
Berufsauslagen: Als Be-
rufsauslagen gelten die 
notwendigen Kosten für: 
Fahrten zwischen Wohn- 
und Arbeitsort, die Mehr-
kosten der auswärtigen 
Verpflegung, die übrigen 
für die Ausübung des Be-
rufes notwendigen Kosten 

sowie die Weiterbildungs- 
und Umschulungskosten. 
Teilweise können anstelle 
der effektiven Kosten vom 
Steueramt festgelegte 
Pauschalen geltend ge-
macht werden. 

Spesen: Als Spesen 
gelten die vom Arbeit-
geber ausgerichteten Ent-
schädigungen für Ausla-
gen, die dem Arbeitneh-
mer im Rahmen seiner 
beruflichen Tätigkeit ent-
standen sind. Spesenver-
gütungen sind nicht im 
Bruttolohn enthalten, die 
Art der Spesenvergütung 
ist entscheidend für die 
Deklarationspflicht auf 
dem Lohnausweis: 

•  Mit genehmigtem Spe-
senreglement: Liegt ein 
vom kant. Steueramt 
genehmigtes Spesenre-
glement vor, so müssen 
nur die pauschalen Spe-
senvergütungen betrag-
lich auf dem Lohnaus-
weis aufgeführt werden. 

•  Ohne genehmigtes Spe-
senreglement: Die pau-
schalen Spesenvergü-
tungen müssen be-
tragsmässig ausgewie-
sen werden; auf effek-
tiver Basis ausgerichte-
te Spesenvergütungen 
müssen bei Einhaltung 
von diversen Vorgaben 
nicht betragsmässig 
ausgewiesen werden, 
sondern es genügt, im 
Feld 13.1 des Lohn-
ausweises ein X anzu-
bringen. 

 Bei sowohl geschäftlich 
wie privat genutzten 
Gegenständen, z.B. Ge-
schäftsfahrzeug, wird 
die private Nutzung 
durch einen Privatanteil 
abgegolten. ���� 
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